
SATZUNG
der

SCHÜLER UNION RHEINLAND-PFALZ

A. Wesen und Selbstverständnis

§ 1 Selbstverständnis

Die Schüler Union Rheinland-Pfalz bekennt sich zur freiheitlich-demokratischen, sozialen
und  rechtsstaatlichen  Grundordnung  und  zu  den  im  Grundgesetz  der  Bundesrepublik
Deutschland  verankerten  Grundrechten.  Die  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  will  die
Schülerinnen  und  Schüler  mit  den  Grundrechten  der  freiheitlich-demokratischen
Gesellschaft  bekannt  machen  und  sie  zu  ihrer  Annahme  bewegen.  Sie  tritt  für  die
Interessen der Schülerinnen und Schüler ein.

§ 2   Name, Aufgabe und  Sitz

(1) Die Vereinigung führt  den Namen Schüler  Union Rheinland-Pfalz  (SU RLP).  Sie  hat
ihren Sitz bei der Jungen Union Rheinland-Pfalz in Mainz.

(2) Die  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  ist  eine  Sonderorganisation  der  Jungen  Union
Rheinland-Pfalz  und  ist  Mitglied  der  Arbeitsgemeinschaft  „Schüler  Union
Deutschlands“.

(3) Die Schüler Union Rheinland-Pfalz ist ein freiheitlicher Schülerinteressenverband im
Lande Rheinland-Pfalz. Sie betreibt Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit auf der Basis
der  freiheitlichdemokratischen  Grundordnung  im  Rahmen  des  Grundgesetzes  der
Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz.

(4) Die Schüler Union Rheinland-Pfalz ist eigenständig. Sie ist politisch selbständig und
unabhängig.

B. Mitgliedschaft

§ 3 Voraussetzungen der Mitgliedschaft

(1) Mitglied der Schüler Union Rheinland-Pfalz kann jeder werden, der:
1. sich zu den politischen Grundsätzen der Schüler Union Rheinland-Pfalz bekennt

und bereit ist, für diese einzutreten,
2. das 12. Lebensjahr vollendet hat,
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3. seinen Wohnsitz im Land Rheinland-Pfalz hat oder eine allgemeinbildende bzw.
berufsbildende Schule in Rheinland-Pfalz besucht,

4. keiner konkurrierenden politischen Partei, Vereinigung oder deren Jugend- oder
Schülerorganisation angehört.

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Für  den Erwerb  der  Mitgliedschaft  ist  ein schriftlicher  Aufnahmeantrag,  der  an die
Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  gerichtet  ist,  erforderlich.  Über  die  Aufnahme
entscheidet der zuständige Kreisvorstand unverzüglich. Besteht kein Kreisverband, so
entscheidet  der  Landesvorstand  über  die  Aufnahme.  Erfolgt  innerhalb  von  zwei
Monaten  nach  Eingang  des  Antrags  bei  dem  zuständigen  Kreisvorstand  oder  dem
Landesvorstand  keine  Entscheidung,  so  gilt  die  Aufnahme  nach  Fristablauf  als
beschlossen. Eine  Ablehnung ist schriftlich zu begründen und es ist mit dem Hinweis
auf das Beschwerdeverfahren gemäß § 4, Abs. 2 zu verfahren. 

(2) Wird der Aufnahmeantrag durch den zuständigen Kreisvorstand abgelehnt, so kann der
Antragsteller innerhalb eines Monats nach Erhalt des Ablehnungsbescheids Einspruch
beim Landesvorstand einlegen. Dieser entscheidet unverzüglich über den Einspruch.
Der  Antragsteller  ist  vor  der  Entscheidung  zu  hören.  Die  Entscheidung  des
Landesvorstands ist schriftlich zu begründen und ist endgültig.

(3) Ein Neumitglied kann frei entscheiden, ob es entweder Mitglied des Kreisverbandes
seines  Schulortes  oder  Wohnortes  werden  möchte.  Der  Aufnahmeantrag  ist  dem
entsprechenden  Kreisvorstand  vorzulegen.  Falls  kein  Kreisverband  vorhanden  ist,
entscheidet der Landesvorstand über die Zuteilung zu einem Kreisverband. 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, an allen Veranstaltungen, Wahlen und Abstimmungen im
Rahmen der satzungsrechtlichen Bestimmungen teilzunehmen. Alle Mitglieder haben
gleiches Stimmrecht.  Das Stimmrecht beginnt mit der ordnungsgemäßen Aufnahme
durch den zuständigen Kreisvorstand oder den Landesvorstand.

(2) Nur Mitglieder der Schüler Union Rheinland-Pfalz können in Organe und Gremien der
Schüler Union Rheinland-Pfalz gewählt werden.

(3) Mitglieder der Schüler Union Rheinland-Pfalz zahlen keinen Mitgliedsbeitrag.
(4) Die  Amtsträger  der  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  sind  verpflichtet,  die  ihnen

übertragenen Aufgaben gewissenhaft und nach besten Kräften zu erfüllen.
(5) Jedem  Mitglied  ist  auf  Anfrage  eine  Satzung  der  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz

auszuhändigen.

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft in der Schüler Union Rheinland-Pfalz endet:
1. durch schriftlichen Austritt,
2. bei  Vollendung des  21.  Lebensjahres  auch  trotz  noch  bestehender  Schul-  und

Ausbildungsverhältnisse,
3. durch Ausschluss,
4. durch Tod,
5. bei Verlegung von Wohn- und Schulort in ein anderes Bundesland.

(2) Sofern ein Mitglied bei Vollendung des 21. Lebensjahres ein Amt innehat, erlischt die
Mitgliedschaft mit dem Ablauf der Amtsperiode.
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§ 7 Austritt

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, jederzeit ohne Angabe von Gründen auszutreten.
(2) Der  Austritt  ist  dem  für  die  Aufnahme  zuständigen  Kreisvorstand  oder  dem

Landesvorstand, sofern kein Kreisverband vorhanden ist, schriftlich zu erklären.

§ 8 Ausschluss

(1) Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es:
1. gegen die Grundsätze der Schüler Union Rheinland-Pfalz verstößt und der Schüler

Union dadurch Schaden zufügt,
2. vorsätzlich gegen die Satzung der Schüler Union Rheinland-Pfalz verstößt,
3. zugleich einer mit der Schüler Union Rheinland-Pfalz konkurrierenden politischen

Organisation angehört,
4. sich  in  der  Öffentlichkeit  zum  Gedankengut  radikaler  Parteien  und

Organisationen bekennt, die gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung
verstoßen.  Unter  radikalen  Parteien  und  Organisationen  versteht  die  Schüler
Union Rheinland-Pfalz alle politischen Vereinigungen, die vom Verfassungsschutz
der  Bundesrepublik  Deutschland  beobachtet  werden  oder  im
Verfassungsschutzbericht aufgeführt sind.

(2) Voraussetzung  des  Ausschlusses  eines  Mitgliedes  ist  die  Feststellung  seines
verbandsschädigenden  Verhaltens  oder  die  beharrliche  Missachtung  seiner
satzungsgemäßen Pflichten.

(3) Über  den Ausschluss  entscheidet  der  Landesvorstand  mit  einer  Mehrheit  von zwei
Drittel  der  anwesenden stimmberechtigten  Mitglieder.  Der  Betroffene  ist  vor  der
Entscheidung  zu  hören.  Die  Entscheidung  des  Landesvorstands  ist  schriftlich  zu
begründen.

(4) Gegen den Ausschluss ist ein Einspruch beim Landesschiedsgericht der Jungen Union
Rheinland-Pfalz zulässig. Der Einspruch ist innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt des
Ausschlussbescheids schriftlich einzureichen.

§ 9 Ordnungsmaßnahmen

(1) Ordnungsmaßnahmen  können  durch  den  zuständigen  Kreisvorstand  oder  den
Landesvorstand  gegenüber  einem  Mitglied  getroffen  werden,  wenn  es  gegen  die
Satzung der Schüler Union Rheinland-Pfalz verstößt oder ein verbandsschädigendes
Verhalten nachweisbar ist.

(2) Ordnungsmaßnahmen sind:
1. die Verwarnung,
2. die Enthebung von Ämtern,
3. die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung von Ämtern auf Zeit.

(3) Die Enthebung von Ämtern und die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung von
Ämtern auf  Zeit  kann nur  durch den Landesvorstand,  mit  einer  Mehrheit  von zwei
Drittel  der  anwesenden stimmberechtigten Mitglieder,  beschlossen werden.  Für  die
Verhängung  einer  Ordnungsmaßnahme  über  ein  Mitglied  des  Bundes-  oder
Landesvorstandes  ist  nur  der  Landesvorstand  zuständig.  Die  Entscheidung  des
Landesvorstands ist schriftlich zu begründen.

(4) Gegen  Ordnungsmaßnahmen  nach  §  9,  Abs.  2  ist  ein  Einspruch  beim
Landesschiedsgericht  der  Jungen  Union  Rheinland-Pfalz  zulässig.  Der  Einspruch  ist
innerhalb  von  zwei  Wochen  nach  Erhalt  des  Ordnungsbescheids  schriftlich
einzureichen.
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C. Gliederung und Aufbau

§ 10 Gliederung

Die Schüler Union Rheinland-Pfalz gliedert sich in:
1. den Landesverband,
2. die Kreisverbände,
3. die Orts-, Gemeinde-, Stadt- und Schulgruppenverbände.

I. LANDESVERBAND

§ 11 Aufbau

Die Gesamtheit aller Mitglieder der Schüler Union im Lande Rheinland-Pfalz bilden den
Landesverband.

§ 12 Organe

Die Organe der Schüler Union Rheinland-Pfalz sind:
1. der Landestag,
2. der Landesausschuss,
3. der Landesvorstand.

§ 13 Landestag

(1) Der Landestag ist das oberste Organ der Schüler Union Rheinland-Pfalz.
(2) Der Landestag setzt sich zusammen aus:

1. den stimmberechtigten Delegierten der Kreisverbände.  Auf jeden Kreisverband
entfallen 10 Delegierte,

2. den Mitgliedern des Landesvorstandes,
3. den Kreisvorsitzenden,
4. den Mitgliedern des Landesausschusses,
5. den Vorsitzenden der Arbeitskreise und Projektgruppen des Landesverbandes.

(3) Die  unter  §  13,  Abs.  2,  Nr.  2,  3,  4  und  5  genannten  Personen  haben  Rede-  und
Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht, sofern sie keine Delegierten sind.

(4) Antragsberechtigt  sind  nur  der  Landesvorstand,  der  Landesausschuss,  die
Kreisverbände, sowie die Arbeitskreise. Sachanträge und Änderungsanträge zu Satzung
sind fristgerecht bei der Landesgeschäftsstelle einzureichen.

(5) Der Landestag tritt auf Beschluss des Landesvorstandes nach Bedarf, aber mindestens
einmal  im Jahr  zusammen.  Er  muss  ferner  innerhalb  von zwei  Monaten einberufen
werden,  wenn  mindestens  ein  Drittel  der  Kreisverbände  oder  ein  Drittel  der
stimmberechtigten Mitglieder dies unter Angabe eines Grundes beim Landesvorstand
beantragt.

§ 14 Aufgaben des Landestages

Dem Landestag obliegt insbesondere:
1. die Beschlussfassung für alle den Landesverband berührenden Angelegenheiten von

grundsätzlicher Bedeutung,
2. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes des Landesvorsitzenden,
3. die Entlastung des Landesvorstandes,
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4. die Wahl des Landesvorstandes,
5. die Wahl der Delegierten zum Bundesausschuss,
6. die Wahl der Delegierten zur Bundesschülertagung,
7. die Änderung der Satzung,
8. die Stellungnahme zu politischen Fragen.

§ 15 Landesausschuss

(1) Der Landesausschuss ist das oberste Organ zwischen den Landestagen.
(2) Der Landesausschuss setzt sich zusammen aus:

1. den  Delegierten  der  Kreisverbände.  Jeder  Kreisverband  entsendet  zwei
Delegierte,

2. den Mitgliedern des Landesvorstandes,
3. den Kreisvorsitzenden,
4. den Vorsitzenden der Arbeitskreise und Projektgruppen des Landesverbandes.

(3) Die unter § 15, Abs. 2, Nr. 3 und 4 genannten Personen, sowie kooptierte Mitglieder
des Landesvorstandes haben Rede- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht, sofern
sie keine Delegierten sind.

(4) Antragsberechtigt  sind  nur  der  Landesvorstand,  die  Kreisverbände,  sowie  die
Arbeitskreise.  Sachanträge  sind  fristgerecht  bei  der  Landesgeschäftsstelle
einzureichen.

(5) Der Landesvorsitzende führt den Vorsitz im Landesausschuss.
(6) Der  Landesausschuss  wird  vom  Landesvorstand  einberufen  und  tritt  nach  Bedarf

zusammen.  Er  muss  ferner  innerhalb  eines  Monats  einberufen  werden,  wenn
mindestens  ein  Drittel  der  stimmberechtigten  Mitglieder  dies  unter  Angabe  eines
Grundes beim Landesvorstand beantragt.

§ 16 Aufgaben des Landessauschusses

Dem Landesauschuss obliegt insbesondere:
1. die  Beschlussfassung  über  alle  den  Landesverband  berührenden  wichtigen

Angelegenheiten, wenn der Landestag die Sache nicht an sich zieht,
2. die Stellungnahme zu politischen Fragen,
3. die kommissarische Berufung eines Mitgliedes des Landesvorstandes bis zum nächsten

Landestag, wenn ein gewähltes Mitglied ausfällt, zurücktritt oder des Amtes enthoben
wurde. Das  kommissarische  Landesvorstandsmitglied  hat  Rede  und  Antragsrecht,
sowie Stimmrecht.  Über die Entlastung des scheidenden Landesvorstandsmitgliedes
hat der nächste Landestag zu bestimmen.

§ 17 Landesvorstand

(1) Der Landesvorstand leitet den Landesverband.
(2) Der  Landesvorstand  wird  auf  die  Dauer  von  einem  Jahr  gewählt.  Die

Landesvorstandsmitglieder müssen dem Landesverband der Schüler Union Rheinland-
Pfalz angehören. 

(3) Der Landesvorstand setzt sich zusammen aus:
1. den gewählten Mitgliedern. Dies sind:

a) der Landesvorsitzende,
b) zwei gleichberechtigte stellvertretende Landesvorsitzende,
c) der Landesgeschäftsführer
d) die gewählten Referenten,
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e) die Beisitzer,
2. den  Mitgliedern  des  Bundesvorstandes,  soweit  sie  dem  Landesverband

angehören,
3. den gewählten Delegierten des Landesverbandes für den Bundesausschuss.

(4) Der  Landestag  kann  mit  der  Mehrheit  der  anwesenden  Delegierten  beschließen,
Referenten für abgegrenzte Aufgaben- und Themenfelder zu wählen. Die Summe der
nach § 17, Abs. 3, Nr. 1 d) und e) gewählten Personen darf acht nicht übersteigen.

(5) Die  unter  §  17,  Abs.  3,  Nr.  3  genannten  Personen haben  Rede-  und  Antragsrecht,
jedoch kein Stimmrecht, sofern sie keine gewählten Landesvorstandsmitglieder sind.

(6) Der  Landesvorsitzende,  die  zwei  gleichberechtigten  stellvertretenden
Landesvorsitzenden  und  der  Landesgeschäftsführer  bilden  den  geschäftsführenden
Landesvorstand.

(7) Der  Landesvorstand  kann  mit  der  Mehrheit  der  anwesenden  stimmberechtigten
Mitglieder  weitere  Personen  in  den  Landesvorstand  kooptieren.  Die  kooptierten
Personen  müssen  Mitglied  der  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  sein  und  eine,  zur
erfolgreichen Arbeit des Gremiums beitragende, Qualifikation aufweisen. Kooptierte
Mitglieder haben Rede- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.

(8) Der Landesvorsitzende muss Mitglied der Jungen Union Deutschlands sein. Er vertritt
den Landesverband nach innen und außen und ist mit der Koordinierung der Arbeit der
Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  beauftragt.  Der  Landesvorsitzende  sitzt  dem
Landesausschuss und dem Landesvorstand vor.

(9) Der  Landesgeschäftsführer  unterstützt  den  Landesvorsitzenden  bei  der  Erfüllung
seiner Aufgaben. Er leitet im Einvernehmen mit dem Landesvorsitzenden die Geschäfte
der Schüler Union Rheinland-Pfalz.

(10) Der  Landesvorstand  wird  durch  den  Landesvorsitzenden  unter  Angabe  einer
Tagesordnung einberufen. Eine Sitzung des Landesvorstandes soll  mindestens jeden
zweiten Monat und muss mindestens vier Mal pro Amtszeit stattfinden. Er muss ferner
innerhalb von 14 Tagen einberufen werden, wenn ein Drittel seiner stimmberechtigten
Mitglieder dies unter Angabe eines Grundes beim Landesvorsitzenden beantragt.

§ 18 Aufgaben des Landesvorstandes

Dem Landesvorstand obliegt insbesondere:
1. die Vertretung des Landesverbandes nach außen,
2. die Stellungnahme zu politischen Fragen,
3. die Durchführung der Beschlüsse des Landestages und des Landesausschusses,
4. die Entscheidung über die Verteilung von Finanzmitteln,
5. die Vorbereitung des Landestages und des Landesausschusses,
6. der Beschluss einer Geschäftsordnung,
7. die Ernennung eines Mitgliederbeauftragten
8. die Unterstützung aller untergeordneten Gliederungen.

§ 19 Arbeitskreise und Projektgruppen

(1) Der Landesvorstand kann Arbeitskreise und Projektgruppen für besondere Aufgaben
einrichten.  Der  Landesvorstand  bestimmt  die  Aufgabengebiete  und  kann  die
Arbeitskreise und Projektgruppen jederzeit mit Mehrheitsbeschluss auflösen.

(2) Die Vorsitzenden der Arbeitskreise und Projektgruppen werden vom Landesvorstand
bestellt. Jedes Mitglied der Schüler Union Rheinland-Pfalz kann in einem Arbeitskreis
oder einer Projektgruppe mitarbeiten.

(3) Die Ergebnisse können mit Zustimmung des Landesvorstandes veröffentlicht werden.
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§ 20 Unterrichtungs- und Eingriffsrecht des Landesverbandes

(1) Der Landevorsitzende und Landesgeschäftsführer hat das Recht, sich jederzeit über die
Angelegenheiten  der  nachgeordneten  Gliederungen  und  deren  Organe  zu
unterrichten.

(2) Erfüllen die Kreis-, Orts-, Gemeinde-, Stadt- und Schulgruppenverbände die ihnen nach
der Satzungen obliegenden Pflichten und Aufgaben nicht, so kann der Landesvorstand
das Erforderliche veranlassen.

II. KREISVERBÄNDE

§ 21 Aufbau

(1) Die  Gesamtheit  aller  Mitglieder  der  Schüler  Union  in  einem  Landkreis  oder  einer
kreisfreien Stadt des Landes Rheinland-Pfalz bildet einen Kreisverband. 

(2) Zusammenschlüsse  von  mehreren  Kreisverbänden  sind  zulässig.  Über  die
Zusammenlegung entscheidet der Landesvorstand mit einfacher Mehrheit.

(3) Die Mitgliederzahl eines Kreisverbandes muss bei Gründung mindestens 7 Personen
betragen. 

§ 22 Organe

Die Organe des Kreisverbandes sind:
1. der Kreistag
2. der Kreisvorstand

§ 23 Kreistag

(1) Der Kreistag ist das oberste Organ im Kreisverband.
(2) Er wird als Mitgliederversammlung einberufen.
(3) Der Kreistag wird vom Kreisvorstand einberufen und tritt  grundsätzlich mindestens

einmal im Jahr zusammen. Er muss ferner innerhalb eines Monats einberufen werden,
wenn mindestens ein  Viertel  der  Mitglieder  des  Kreisverbandes  dies  unter  Angabe
eines Grundes beim Kreisvorstand beantragen.

(4) Sollte innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Amtszeit des Kreisvorstandes kein
Kreistag einberufen werden,  so kann der Landesvorstand den Kreistag zur Neuwahl
eines neuen Kreisvorstandes einberufen.

(5) Der Kreisvorsitzende führt den Vorsitz in beim Kreistag. Im Verhinderungsfalle wählt
der Kreistag einen Versammlungsleiter.

§ 24 Aufgaben des Kreistages

Dem Kreistag obliegt insbesondere:
1. die Beschlussfassung über alle  den Kreisverband berührenden Angelegenheiten von

grundsätzlicher Bedeutung,
2. die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes des Kreisvorsitzenden,
3. die Entlastung des Kreisvorstandes,
4. die Wahl des Kreisvorstandes,
5. die Wahl der Delegierten zum Landestag,
6. die Wahl der Delegierten für den Landesausschuss,
7. die Stellungnahme zu politischen Fragen.
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§ 25 Kreisvorstand

(1) Der Kreisvorstand leitet den Kreisverband.
(2) Der  Kreisvorstand  wird  auf  die  Dauer  von  einem  Jahr  gewählt.  Die

Kreisvorstandsmitglieder müssen dem jeweiligen Kreisverband angehören.
(3) Der Kreisvorstand setzt sich zusammen aus:

1. den gewählten Mitgliedern. Dies sind:
a) der Kreisvorsitzende,
b) ein oder zwei gleichberechtigte stellvertretende Kreisvorsitzende,
c) der Kreisgeschäftsführer,
d) die gewählten Referenten,
e) die Beisitzer,

2. den Mitgliedern des Bundes- und Landesvorstandes, soweit sie dem Kreisverband
angehören,

3. den Vorsitzenden der Orts-,  Gemeinde-,  Stadt- und Schulgruppenverbände des
Kreisverbandes,

4. den gewählten Delegierten des Kreisverbandes für den Landesausschuss.
(4) Der  Kreistag  kann  mit  der  Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  beschließen,

Referenten für abgegrenzte Aufgaben- und Themenfelder zu wählen. Die Summe der
nach § 25, Abs. 3, Nr. 1 d) und e) gewählten Personen darf fünf nicht übersteigen.

(5) Die unter § 25, Abs. 3, Nr. 3 und 4 genannten Personen haben Rede- und Antragsrecht,
jedoch kein Stimmrecht, sofern sie keine gewählten Kreisvorstandsmitglieder sind.

(6) Der  Kreisvorstand  wird  vom  Kreisvorsitzenden  unter  Angabe  einer  Tagesordnung
einberufen.  Eine Sitzung des Kreisvorstandes muss mindestens jeden dritten Monat
stattfinden.  Er  muss  ferner  innerhalb  von  10  Tagen  einberufen  werden,  wenn  ein
Drittel  seiner stimmberechtigten Mitglieder dies unter  Angabe eines Grundes beim
Kreisvorsitzenden beantragt.

(7) Der  Kreisvorstand  kann  mit  der  Mehrheit  der  anwesenden  stimmberechtigten
Mitglieder  weitere  Personen  in  den  Kreisvorstand  kooptieren.  Die  kooptierten
Personen müssen Mitglied des Kreisverbandes sein und eine, zur erfolgreichen Arbeit
des  Gremiums  beitragende,  Qualifikation  aufweisen.  Kooptierte  Mitglieder  haben
Rede- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.

§ 26 Aufgaben des Kreisvorstandes

Dem Kreisvorstand obliegt insbesondere:
1. die Durchführung der Beschlüsse des Kreistages und des Landesvorstandes,
2. die Stellungnahme zu politischen Fragen,
3. die Vorbereitung des Kreistages,
4. die Entscheidung über die Gründung, die Festlegung und die Änderung der Grenzen

eines Orts-, Gemeinde-, Stadt- oder Schulgruppenverbandes,
5. die Aufnahme von Neumitgliedern,
6. die Ernennung eines Mitgliederbeauftragten
7. die  Unterstützung  der  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  oder  Schulgruppenverbände.  Der

Kreisvorstand kann sich jederzeit über deren Angelegenheiten informieren.

III. ORTS-, GEMEINDE-, STADT- UND SCHULGRUPPENVERBÄNDE

§ 27 Aufbau
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(1) Die Gesamtheit aller Mitglieder der Schüler Union in einem Stadtteil einer kreisfreien
Stadt oder Gemeinde, einer Verbandsgemeinde einer kreisangehörigen Stadt oder an
einer Schule können einen Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenverband bilden. 

(2) Die Gebiete mehrerer Ortsteile, Gemeinden, Stadtteilen und Schulen können zu einem
Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.  Schulgruppenverband zusammengeschlossen werden.
Über die Zusammenlegung entscheidet der Kreisvorstand mit einfacher Mehrheit. 

(3) Die Mitgliederzahl eines Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenverbandes muss
mindestens 5 Personen betragen.

§ 28 Organe

Die Organe der Orts-, Gemeinde-, Stadt- und Schulgruppenverbände sind:
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand.

§ 29 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ im Orts-,  Gemeinde-, Stadt- bzw.
Schulgruppenverband.

(2) Die  Mitgliederversammlung  setzt  sich  aus  allen  Mitgliedern  des  Orts-,  Gemeinde-,
Stadt- bzw. Schulgruppenverbandes zusammen.

(3) Die  Mitgliederversammlung  wird  vom  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.
Schulgruppenvorstand einberufen und tritt  grundsätzlich mindestens einmal im Jahr
zusammen.  Sie  muss  ferner  innerhalb  eines  Monats  einberufen  werden,  wenn
mindestens  ein  Viertel  der  Mitglieder  des  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.
Schulgruppenverbandes dies unter Angabe eines Grundes beim Vorstand beantragen.

(4) Sollte  innerhalb von drei  Monaten nach Ablauf der Amtszeit  des Orts-,  Gemeinde-,
Stadt- bzw. Schulgruppenvorstandes keine Mitgliederversammlung einberufen werden,
so kann der Kreisvorstand die Mitgliederversammlung zur Neuwahl eins Vorstandes
einberufen.

(5) Der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorsitzende führt den Vorsitz in der
Mitgliederversammlung.  Im  Verhinderungsfalle  wählt  die  Mitgliederversammlung
einen Versammlungsleiter.

§ 30 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere:
1. die  Beschlussfassung  über  alle  den  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.

Schulgruppenverband berührenden Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung,
2. die  Entgegennahme  des  Rechenschaftsberichtes  des  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.

Schulgruppenvorsitzenden,
3. die Entlastung des Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstandes,
4. die Wahl der Mitglieder des Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstandes.

§ 31 Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand

(1) Der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand leitet den Orts-, Gemeinde-,
Stadt- bzw. Schulgruppenverband.

(2) Der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand wird auf die Dauer von einem
Jahr gewählt. Die Vorstandsmitglieder müssen dem jeweiligen Orts-, Gemeinde-, Stadt-
bzw. Schulgruppenverband angehören. 

(3) Der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand setzt sich zusammen aus:
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1. den gewählten Mitgliedern. Dies sind:
a) der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorsitzende,
b) der stellvertretenden Vorsitzende,
c) die Beisitzer. Dies können bis zu drei Personen sein,

2. den Mitgliedern des Bundes-, Landes- und Kreisvorstandes, soweit sie dem Orts-,
Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenverband angehören,

3. den  Schülersprechern,  soweit  sie  Mitglieder  der  Schüler  Union Rheinland-Pfalz
sind  und  dem  jeweiligen  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.  Schulgruppenverband
angehören.

(4) Die unter § 31, Abs. 3, Nr. 2 und 3  genannten Personen haben Rede- und Antragsrecht,
jedoch kein Stimmrecht, sofern sie kein gewählten Mitglieder des Orts-, Gemeinde-,
Stadt- bzw. Schulgruppenvorstandes sind.

(5) Sind in einem Schulgruppenverband, der mehrere Schulen umfasst, die Schüler Union
Mitglieder  einer  Schule  nicht  im  Schulgruppenvorstand  vertreten,  so  wählen  die
Mitglieder der Schüler Union der betreffenden Schule aus ihrer Mitte einen Vertreter
in  den Schulgruppenvorstand.  Dieser  Vertreter  hat  im Schulgruppenvorstand  Rede-
und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.

(6) Der Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand kann mit der Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder weitere Personen in den Orts-, Gemeinde-,
Stadt-  bzw.  Schulgruppenvorstand  kooptieren.  Die  kooptierten  Personen  müssen
Mitglied des Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenverbandes sein und eine, zur
erfolgreichen Arbeit des Gremiums beitragende, Qualifikation aufweisen. Kooptierte
Mitglieder haben Rede- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.

(7) Der  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.  Schulgruppenvorstand  wird  durch  den  Orts-,
Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorsitzenden unter Angabe einer Tagesordnung
einberufen.  Eine  Sitzung  des  Orts-,  Gemeinde-,  Stadt-  bzw.  Schulgruppenvorstand
findet  in  der  Regel  nach  Bedarf  statt,  muss  jedoch  mindestens  zwei  Mal  pro  Jahr
einberufen werden. Er muss ferner innerhalb von 10 Tagen einberufen werden, wenn
ein Drittel seiner stimmberechtigten Mitglieder dies unter Angabe eines Grundes beim
Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorsitzenden beantragt.

§ 32 Aufgaben des Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstandes

Dem Orts-, Gemeinde-, Stadt- bzw. Schulgruppenvorstand obliegt insbesondere:
1. die Arbeit an den Schulen,
2. die Stellungnahme zu politischen Fragen,
3. die  Durchführung  der  Beschlüsse  der  Mitgliederversammlung,  des  Kreis-  und

Landesvorstandes,
4. die Vorbereitung der Mitgliederversammlung.

D. Verfahrensordnung

§ 33 Beschlussfähigkeit

(1) Vorstände,  Mitglieder-  und  Delegiertenversammlung  sind  beschlussfähig,  wenn
ordnungsgemäß  mit  Einladung,  welche  die  Tagungszeit,  den  Tagungsort  und  die
Tagesordnung  enthalten  muss,  spätestens  eine  Woche  vor  der  Tagung  eingeladen
wurde. Vorstände sind nur dann beschlussfähig, wenn außerdem mehr als die Hälfte
der satzungsgemäß stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. 
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(2) Ein Organ bleibt beschlussfähig, bis die Beschlussunfähigkeit auf Antrag festgestellt
wird.  Wird die Beschlussunfähigkeit  festgestellt,  so hat der Vorsitzende die Sitzung
sofort aufzuheben. Der Vorsitzende hat das Organ unverzüglich zu einer neuen Sitzung
einzuberufen, er ist dabei an die Form und Frist in § 33, Abs. 1 gebunden. Diese Sitzung
ist dann in jedem Falle beschlussfähig, worauf in der Einladung hinzuweisen ist.

§ 34 Abstimmungen

(1) Die  Abstimmungen  erfolgen  grundsätzlich  durch  Handzeichen,  sofern  nicht  ein
anwesendes, stimmberechtigtes Mitglied geheime Abstimmung beantragt.

(2) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit, sofern nichts Abweichendes geregelt ist,
der abgegeben Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

(3) Die Änderung der Satzung bedarf  einer Mehrheit von mindestens zwei  Dritteln der
anwesenden, stimmberechtigten Delegierten des Landestages.

§ 35 Wahlen

(1) Alle  Vorstands-  und  Delegiertenwahlen  sind  geheim,  sofern  nicht  einstimmig  eine
Wahl durch Handzeichen beschlossen wird.

(2) Die Wahl der Beisitzer aller Vorstände bzw. Delegierten erfolgt in einem Wahlgang. Die
Wahl  ist  so  vorzunehmen,  dass  auf  dem  Stimmzettel  hinter  dem  Namen  des  zu
wählenden Kandidaten ein Kreuz  gesetzt  wird.  Der  jeweilige  Stimmzettel  muss  die
Namen  aller  vorgeschlagenen  Kandidaten  enthalten.  Stimmzettel,  auf  denen  nicht
mindestens  die  Hälfte  der  Zahl  der  zu  wählenden  Kandidaten  angekreuzt  ist,  sind
ungültig.  Stimmzettel,  auf denen mehr Namen angekreuzt sind,  als  der Zahl  der zu
wählenden Beisitzer bzw. Delegierten entspricht, sind ebenfalls ungültig. Das gleiche
gilt für Stimmzettel, die den Wählerwillen nicht eindeutig zum Ausdruck bringen.

(3) Die Bestimmungen des § 35, Abs. 2 findet auf alle Wahlen entsprechende Anwendung,
wenn sie geheim sind und durch Stimmzettel erfolgen.

(4) Die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden erfolgt in getrennten Wahlgängen.
(5) Bei Wahlen zu Vorständen ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich, die

nach  Abzug der  ungültigen Stimmen und der  Stimmenthaltungen übrigbleiben.  Bei
einer  Stichwahl  und  allen  sonstigen  Wahlen  ist  gewählt  wer  die  meisten  Stimmen
erhält.

(6) Soweit die erforderliche Mehrheit nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl unter den
nicht gewählten Kandidaten statt. Dabei darf höchstens die doppelte Anzahl der noch
zu  wählenden  Kandidaten  und  zwar  in  der  Rheinfolge  der  nächstniedrigeren
Stimmenzahl, zur Wahl gestellt werden. Verzichtet ein Kandidat auf diese Stichwahl, so
rückt der Kandidat mit der nächstniedrigeren Stimmenzahl nach. Ist eine Entscheidung
zwischen Kandidaten mit  gleicher Stimmenzahl  erforderlich,  so erfolgt  sie  ebenfalls
durch eine Stichwahl.

(7) Unbeschadet der Regelung in § 6, Abs. 1, Nr. 2, erlischt das passive Wahlrecht mit dem
Ende  der  Schul-  oder  Ausbildungszeit.  Der  Landesgeschäftsführer  ist  von  dieser
Regelung ausgenommen.

E. Allgemeine Bestimmungen

§ 36 Protokolle
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(1) Über  die  Sitzungen  aller  Gremien  der  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  sind
Niederschriften  anzufertigen.  Sie  müssen  Anträge,  Beschlüsse,  Abstimmungs-  und
Wahlergebnisse enthalten. Die Niederschriften sind vom entsprechenden Vorsitzenden
oder seinem Stellvertreter, sowie dem Protokollführer zu unterzeichnen.

(2) Protokolle,  die  Wahlergebnisse  enthalten,  müssen  der  Landesgeschäftsstelle,  dem
Vorsitzenden  der  nächst  höheren  Gliederung,  sowie  dem  Landesvorsitzenden
zugesandt werden.

§ 37 Delegiertenmeldung

Delegiertenmeldungen der Kreisverbände erfolgen in der Regel durch das entsprechende
Wahlprotokoll.  Die Delegiertenliste ist dem Landesgeschäftsführer unverzüglich,  jedoch
spätestens einen Monate vor dem Landestag oder Landesausschuss vorzulegen. 

§ 38 Mitgliederdatei

(1) Der  Nachweis  des  Mitgliederstandes  erfolgt  nach  den  Unterlagen  der  Zentralen
Mitgliederdatei (ZMD) der CDU Rheinland-Pfalz.

(2) Die Mitgliederliste wird zentral  über die ZMD durch die CDU Landesgeschäftsstelle
geführt.  Aufnahmeanträge  sind  über  den  Kreisvorstand  an  die  zuständige  CDU
Kreisgeschäftsstelle zur Eintragung zu senden. Ebenfalls sind die Aufnahmeanträge an
den Landesgeschäftsführer der Schüler Union Rheinland-Pfalz weiterzureichen.

(3) Werden Mitgliederzahlen zur Errechnung von Delegiertenzahlen benötigt, wird jeweils
der  Stand  der  ZMD  am  Ende  des  dritten  Monats  vor  dem  Veranstaltungstermin
zugrunde gelegt.

(4) Die Bestimmungen des Datenschutzes sind zu beachten.

§ 36 Amtsperiode

(1) Die Amtsperiode der Vorstände und Delegierten beträgt 12 Monate.
(2) Die Amtszeit endet in jedem Fall nach 18 Monaten. Findet dann keine Neuwahl statt,

so gilt das entsprechende Gremium als aufgelöst bzw. die entsprechende Funktion als
nicht besetzt.

§ 39 Gesetzliche Vertretung

Die  Gliederungen  der  Schüler  Union  Rheinland-Pfalz  werden  gerichtlich  und
außergerichtlich  durch  den  jeweiligen  Vorsitzenden,  im  Verhinderungsfall  durch  einen
seiner Stellvertreter vertreten.

§ 40 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt mit ihrer Verabschiedung durch den Landestag der Schüler Union
Rheinland-Pfalz  in  Kraft  und  muss  durch  den  Landesvorstand  der  Jungen  Union
Rheinland-Pfalz bestätigt werden. Sie ersetzt die bisherige Satzung vom 03.09.2005.

(2) Alle Beschlüsse der Schüler Union Rheinland-Pfalz, die vor Inkrafttreten dieser Satzung
gefasst wurden, behalten ihre Gültigkeit, sofern sie nicht Regelungen dieser Satzung
wiedersprechen.

Diese Satzung wurde vom Landestag der Schüler Union Rheinland-Pfalz am 07.03.2015 in
Zweibrücken verabschiedet  und vom Landesvorstand der Jungen Union Rheinland-Pfalz am
22.02.2015 in Koblenz bestätigt.
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